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Entwurf eines Gesetzes 

über den Einsatz von Wirkstoffen in der tierischen 

Erzeugung 

(Antrag der Abgeordneten Höcherl, Dr. Ritgen, 

Dr. Ritz, Dr. Reinhard, Struve und Genossen) 


A. Problem 

Die Landwirtschaft ist heute in Erfüllung ihrer ernährungspoli- 
tischen Produktionsverpflichtungen auf den Einsatz von Hilfs- 
stoffen der verschiedensten Art angewiesen. So hat im Bereich 
der tierischen Veredlungs Wirtschaft auf Grund moderner wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse über eine leistungsorientierte Füt- 
terung die Anwendung von Wirkstoffen zunehmend Bedeutung 
gewonnen; der ernährungsphysiologische und ökonomische 
Wert dieser Wirkstoffzusätze in der Tierernährung ist in Wis- 
senschaft und Praxis unumstritten. 

Der Einsatz von Wirkstoffen in der tierischen Erzeugung ist 
rechtlich noch nicht umfassend geregelt; eine öffentlich-recht- 
liche Reglementierung ist jedoch dringend geboten, um der Ge- 
fahr einer mißbräuchlichen Anwendung solcher Stoffe vorzu- 
beugen. Ein nicht gelenkter Einsatz von Wirkstoffen in der 
tierischen Erzeugung kann nämlich nicht nur zu Gesundheits- 
und Leistungsstörungen bei den landwirtschaftlichen Nutztieren 
selbst führen, sondern auch den Gebrauchswert und die Beschaf- 
fenheit der tierischen Erzeugnisse nachteilig beeinflussen. Es 
gilt deshalb, die tierische Produktion auf dem Gebiet des Wirk- 
stoffeinsatzes so zu steuern, daß das landwirtschaftliche Produk- 
tionsergebnis, das Erzeugnis, in jeder Hinsicht allen Anforde- 
rungen des Konsumenten gerecht wird. Der Gesetzentwurf stellt 
damit einen speziellen Beitrag zu den Erfordernissen des neu- 
zeitlichen Umweltschutzes dar. 
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B. Lösung 

% 

Der Gesetzentwurf regelt' den Einsatz von Wirkstoffen in der 
tierischen Erzeugung in einem Spezialgesetz. Dadurch wird eine 
rechtssystematisch klarere Abgrenzung zum Futtermittel- und 
Arzneimittelrecht geschaffen. Der im Lebensmittelgesetz als 
„Fremdkörper" empfundene § 4b wird in einer umfassenderen 
Regelung und rechtssystematisch eindeutiger wirkstoffrechtlich 
übernommen. 

Ratio des Gesetzes ist es, durch einen reglementierten Einsatz 
von Wirkstoffen die tierische Erzeugung so zu lenken und zu 
fördern, daß 

1. eine leistungsfähige tierische Erzeugung in unserem Lande 
gewährleistet ist und 

2. die erwirtschafteten Erzeugnisse im Hinblick auf ihre spätere 
Verwendung allen an sie zu stellenden Anforderungen ge- 
recht werden. 

Der Gesetzentwurf enthält u. a. ein generelles Verbot für die 
Anwendung von Wirkstoffen mit hormonaler und antihormo- 
naler Wirkung sowie von Arsen, Antimon und deren Verbin- 
dungen. 

Mit den im Gesetzentwurf enthaltenen Ermächtigungen können 
die zu erwartenden EWG-Regelungen in nationales Recht über- 
nommen werden. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Höcherl, Dr. Ritgen, Dr. Ritz, Dr. Reinhard, 

Struve und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Einsatz von Wirkstoffen in der tierischen Erzeugung 


§ 1 

Zweck dieses Gesetzes ist es, durcJi Regelung 
des Einsatzes von Wirkstoffen in Tierernährung und 
Tierhaltung die tierische Erzeugung so zu fördern, 
daß insbesondere die Gesundheit von Tieren erhal- 
ten oder die Leistungsfähigkeit von Tieren gestei- 
gert wird sowie die tierischen Erzeugnisse im Hin- 
blick auf ihren späteren Verwendungszweck den an 
sie gestellten Anforderungen gerecht werden. 

§ 2 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden An- 
wendung auf alle wirtschaftlich genutzten Tiere, ins- 
besondere auf Pferde, Rinder, Schweine, Schafe, 
Ziegen, Geflügel, Kaninchen und Fische sowie auf 
Wild, soweit diesem über Futtermittel Wirkstoffe 
verabreicht werden. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1. Wirkstoffe: 

a) Stoffe oder Verbindungen, die, ohne essen- 
tielle Nahrungsfaktoren zu sein, bei Zusatz 
zu Futtermitteln nach Art oder Dosierung ge- 
eignet sind, 

aa) durch Förderung der physijologischen 
Vorgänge im Tierkörper oder 

bb) zur Ergänzung der Nährstoffe bei er- 
höhten Anforderungen 

die Leistungsfähigkeit der in Absatz 1 be- 
zeichne ten Tiere zu erhalten oder zu heben; 
hierunter fallen nicht organische oder an- 
organische Stoffe oder Verbindungen, die nach 


Art oder Dosierung dazu bestimmt oder ge- 
eignet sind, als technische Hilfsstoffe die Halt- 
barkeit oder die Beschaffenheit von Futter- 
mitteln günstig zu beeinflussen oder der Kenn- 
zeichnung von Futtermitteln zu dienen; 

b) Stoffe oder Verbindungen, die bei Zusatz zu 
Futtermitteln nach Art und Dosierung geeig- 
net sind, bei den in Absatz 1 bezeichneten 
Tieren 

aa) die Widerstandsfähigkeit gegen be- 
stimmte, verbreitet bestehende Gesund- 
heitsgefährdungen zu erhalten oder zu 
steigern oder 

bb) Krankheiten zu beeinflussen oder beein- 
trächtigte Gesundheit wiederherzustellen 

und dadurch wirtschaftliche Schäden in Tier- 
haltungen abzuwenden oder zu mindern. 

2. Wirkstoff-Vormischungen: 

Mischprodukte aus Wirkstoffen und Trägerstof- 
fen außer Wasser, die zur Einmischung in Fut- 
termittel bestimmt sind. 

3. Medizinalfuttermittel: 

Mischprodukte aus Vormischungen mit Wirk- 
stoffen nach Nummer 1 Buchstabe b Unter- 
gruppe bb und Futtermitteln, die zur tierärzt- 
lichen, bei Fischen auch zur fischereibiologischen 
Medikation bei den in Absatz 1 bezeichneten 
Tieren eingesetzt werden sollen. 

(3) Wirkstoffe, die über Futtermittel eingesetzt 
werden, unterliegen als Komponente des Futter- 
mittels nicht den futtermittelrechtlichen Vorschrif- 
ten. 
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§ 3 

(1) Es ist verboten, den in § 2 Abs. 1 bezeidine- 
ten Tieren Wirkstoffe mit hormonaler oder anti- 
hormonaler Wirkung sowie Arsen, Antimon und 
deren Verbindungen einzuspritzen, einzupflanzen 
oder sonst bei diesen Tieren anzuwenden. Das Ver- 
bot gilt nicht, 

1. weni^ die Anwendung dieser Stoffe auf Grund 
tierärztlicher Medikation erfolgt; 

2. soweit diese Stoffe durch Rechtsverordnung nach 
Absatz 2 zugelassen sind. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten {Bundesminister) wird ermäch- 
tigt, durch Rechts Verordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates Ausnahmen von dem Verbot des Ab- 
satzes 1 Satz 1 zuzulassen, wenn der Wirkstoff 

1. nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkennt- 
nis und der Technik geeignet ist, die tierische 
Erzeugung zu fördern, und 

2. bei bestimmungsgemäßer und sachgerechter An- 
wendung keine schädlichen, nach dem Stande 
wissenschaftlicher Erkenntnis nicht vertretbaren 
Auswirkungen hat. 

(3) Der Bundesminister kann für Forschungs- und 
Versuchszwecke Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 
genehmigen. Die Genehmigung ist mit den erfor- 
derlichen Auflagen zu verbinden-, sie kann befristet 
werden. 

§ 4 

Der Bundesminister wird ermächtigt, zur Errei- 
chung des in § 1 genannten Zweckes durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates den 
Einsatz von Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe a bei den in § 2 Abs. 1 bezeichneten Tieren 
zu verbieten, zu beschränken oder von einer Geneh- 
migung abhängig zu machen. In der Rechtsverord- 
nung kann auch eine andere Art der Anwendung 
dieser Wirkstoffe als über Futtermittel nach Maß- 
gabe des Satzes 1 geregelt werden. 


§ 5 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, zur Er- 
reichung des in § 1 genannten Zweckes durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates den 
Einsatz von Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buch- 
stabe b Untergruppe aa bei den in § 2 Abs. 1 be- 
zeichneten Tieren zu regeln, insbesondere von einer 
Genehmigung abhängig zu machen, soweit be- 
stimmte, verbreitet bestehende Gesundheitsgefähr- 
dungen bei diesen Tieren die Verabfolgung solcher 
Wirkstoffe über Futtermittel in Form von kollek- 
tiven Anwendungen erforderlich machen. 

(2) Soweit der Einsatz von Wirkstoffen nach § 2 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b Untergruppe aa durch 
Recbtsverordnung nach Absatz 1 geregelt wird, 
unterliegen diese Wirkstoffe nicht den arzneimittel- 
rechtlichen Vorschriften. 


§ 6 

Die Rechtsverordnung nach §§ 4 und 5 Abs. 1 
können insbesondere Vorschriften enthalten über 
Anmeldung, Prüf ungs verfahren, Zulassungsverfah- 
ren, Dosierung, Inverkehrbringen, Kennzeichnung, 
Erwerb und Anwendung solcher Wirkstoffe sowie 
über Anforderungen an die Reinheit der Wirkstoffe, 
ferner über Absetzfristen, die vor der Gewinnung 
tierischer Erzeugnisse einzuhalten sind. Genehmi- 
gungen können befristet sowie an Bedingungen ge- 
knüpft und mit Auflagen verbunden werden. Die 
Genehmigungen werden vom Bundesminister erteilt. 

§ 7 

Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundesminister 
Rechtsverordnungen nach §§ 4 und 5 Abs. 1 ohne 
Zustimmung des Bundesrates erlassen; sie treten 
spätestens sechs Monate nach ihrem Inkrafttreten 
außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur mit Zu- 
stimmung des Bundesrates verlängert werden. 

§ 8 

(1) Hersteller von Wirkstoff- Vormischungen mit 
Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b. un- 
terliegen hinsichtlich der Herstellung den Vor- 
schriften der §i§ 12 bis 18, 19 a, 40 bis 42 des Ge- 
setzes über den Verkehr mit Arzneimitteln vom 
16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimittel- 
gesetz) vom 15. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1625). Hersteller, die ausschließlich Wirkstoff- 
Vormischungen mit Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 
Nr. 1 Buchstabe b Untergruppe aa hersteilen, unter- 
liegen nicht § 14 des Arzneimittelgesetzes. 

(2) Wirkstoff-Vormischungen mit Wirkstoffen 

1 . nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben a und b Doppel- 
buchstabe aa dürfen nur an Betriebe abgegeben 
werden, die gewerbsmäßig Mischfuttermittel zum 
Zwecke des Inverkehrbringens herstellen, 

2. nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b Doppelbuch- 
stabe bb dürfen nur zur Herstellung von Medi- 
zinalfuttermitteln an Betriebe, die den Vor- 
schriften des i§ 9 unterliegen und die gewerbs- 
mäßig Mischfuttermittel zum Zwecke des In- 
verkehrbringens herstellen, abgegeben werden-, 
die arzneimittelrechtlichen Vorschriften über die 
Abgabe von Arzneimitteln finden insoweit 
keine Anwendung. 

(3) Betriebe, die Wirkstoff-Vormischungen nach 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben a und b Doppelbuch- 
stabe aa abgeben oder beziehen, haben über die 
Abgabe und den Bezug sowie über den Verbleib die- 
ser Wirkstoff-Vermischungen Aufzeichnungen zu 
machen. Diese Aufzeichnungen sind fünf Jahre auf- 
zubewahren. 

§ 9 

(1) Wer gewerbsmäßig Medizinalfuttermittel her- 
stellen will, bedarf zum Bezug von Wirkstoff -Vor- 
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mischungen mit Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe b Untergruppe bb und zur Herstellung 
von Medizinalfuttermitteln einer Erlaubnis der zu- 
ständigen Behörde. Die Erlaubnis ist zu versagen, 
wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Herstellungsleiter die für die Herstellung von 
Medizinalfuttermitteln erforderliche Zuverlässig- 
keit nicht besitzt, 

2. geeignete Räume und Einrichtungen für die be- 
absichtigte Herstellung und Lagerung nicht vor- 
handen sind. 

Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich 
ein Versagungsgrund nach Satz 2 Nr. 1 eingetreten 
ist; sie kann widerrufen werden, wenn nachträglich 
ein Versagungsgrund nach Satz 2 Nr. 2 eingetreten 
ist oder die mit der Erlaubnis verbundenen Aufla- 
gen nicht erfüllt werden. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, zur Ge- 

währleistung einer einwandfreien Herstellung und 
eines einwandfreien Zustandes von Medizinalfut- 
termitteln durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften zu erlassen über | 

1. die Beschaffenheit von Räumen, in denen Medizi- 
nalfuttermittel und die zu ihrer Herstellung er- | 
forderlichen Wirkstoff-Vormischungen gelagert 
werden, 

2. die Ausstattung der Herstellungsstätten mit tech- | 
nischen Einrichtungsgegenständen, 

3. die Art der Aufbewahrung und Behandlung von 
Medizinalfuttermitteln und der zu ihrer Herstel- 
lung erforderlichen Wirkstoff-Vormischungen, 

4. die Beschaffenheit und Kennzeichnung der Be- 
hältnisse, in denen Medizinalfuttermittel abge- 
geben werden, 

5. den Nachweis des Bezuges von Wirkstoff-Vor- 
mischungen mit Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe b Doppelbuchstabe bb und der Abgabe 
von Medizinalfuttermitteln. 

(3) Medizinalfuttermittel dürfen nur vom Her- 
steller an Tierhalter und nur auf Verschreibung des | 
Tierarztes, bei Fischen auch auf schriftliche Anwei- 
sung des Fischereibiologen, zur Anwendung an den 
von diesen behandelten Tieren abgegeben werden. 

(4) Die Verschreibung des Tierarztes oder die 
schriftliche Anweisung des Fischereibiologen ist im 
Original und einer Zweitschrift auszustellen und 
muß mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Name, Anschrift, Berufsbezeichnung und eigen- 
händige Unterschrift sowie Datum der Ausfer- 
tigung, 

2. Art und Dosierung des Wirkstoffes oder der 
Wirkstoff-Vormischung sowie Benennung des 
zur Einmischung vorgesehenen Mischfuttermit- 
tels, 

3. Art und Zahl der zu behandelnden Tiere, die Ein- 
zelabgabe pro Tier und Tag sowie die Häufigkeit 
und die Dauer der Anwendung des Medizinal- 
futtermittels, 


4. Name und Anschrift des Tierhalters, an den das 
Medizinalfuttermittel abgegeben werden soll. 

Die Zweitschrift der Verschreibung oder Anwei- 
sung ist dem Hersteller von Medizinalfuttermitteln 
auszuhändigen; sie ist fünf Jahre aufzubewahren. 

(5) Medizinalfuttermittel dürfen auf dieselbe Ver- 
schreibung oder Anweisung wiederholt nur abge- 
geben werden, wenn dies in der Verschreibung oder 
Anweisung angegeben ist. Ist nicht vermerkt, wie 
oft oder bis zu welchem Zeitpunkt das Medizinal- 
futtermittel abgegeben werden darf, so darf es auf 
dieselbe Verschreibung oder Anweisung nur inner- 
halb von zwei Monaten seit der Ausfertigung der 
Verschreibung oder Anweisung und höchstens zwei- 
mal wiederholt abgegeben werden. 

(6) Tierhalter, denen der von ihnen hinzugezo- 
gene Tierarzt, bei Fischen auch der Fischereibiologe, 
Medizinalfuttermittel verschrieben hat, dürfen diese 
nur gemäß Verschreibungsanweisung beziehen und 
nur bei den auf der Verschreibung abgegebenen 
Tieren ihres Bestandes anwenden. Jede Weitergabe 
ist unzulässig. 

(7) Silos, Rohrleitungen, Futtermittelbehältnisse 
und Futterstellen, in denen sich Medizinalfuttermit- 

j tel befunden haben, sind unverzüglich nach Abgabe 
I oder Entleerung gründlich zu reinigen. 

I (8) Herstellung und Abgabe von Medizinalfutter- 
mitteln unterliegen nicht den arzneimittelrechtlichen 
Vorschriften. 

§ 10 

Wirkstoffe, Wirkstoff-Vormischungen und Medi- 
zinalfuttermittel, die den Vorschriften dieses Ge- 
setzes oder einer auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassenen Rechtsverordnung nicht entsprechen, dür- 
fen nicht in den Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
ausgenommen in Zollausschlüsse und Zollfreige- 
biete, verbracht werden. Dieses Verbot steht der 
zollamtlichen Abfertigung nicht entgegen. Beson- 
dere Vorschriften, nach denen bestimmte Futtermit- 
tel beim Verbringen in den Geltungsbereich dieses 
I Gesetzes auf Verbringungsfähigkeit zu untersuchen 
sind, bleiben unberührt. 

§ 11 

(1) Die zuständigen Behörden können zur Durch- 
führung der ihnen durch dieses Gesetz oder auf 
Grund dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben von 
natürlichen und juristischen Personen und nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen die erforder- 
lichen Auskünfte verlangen sowie geschäftliche Un- 
terlagen einsehen und prüfen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften, Einsichtnahme und Prü- 
fung von geschäftlichen Unterlagen beauftragten 
Personen, bei Gefahr im Verzüge auch alle Beamten 
der Polizei, sind im Rahmen des Absatzes 1 befugt, 
Grundstücke, Wirtschaftsgebäude, Geschäftsräume 
sowie Räume, in denen durch Rechtsverordnungen 
nach diesem Gesetz geregelte Wirkstoffe, Wirkstoff- 
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Vorm ischun gen oder Medizinalfuttermittel herge- 
stellt oder aufbewahrt werden, sowie von denen 
begründet anzunehmen ist, daß dort Wirkstoffe, 
Wirkstoff-Vormischungen oder Medizinalfuttermit- 
tel aufbewahrt oder hergestellt werden, auch außer- 
halb der Betriebszeit, unangemeldet zu betreten, 
dort Besichtigungen vorzunehmen und gegen Emp- 
fangsbescheinigung Proben nach ihrer Auswahl zum 
Zwecke der Untersuchung zu fordern oder zu ent- 
nehmen. Eine der Probenmenge entsprechende 
gleichgroße Menge desselben Materials ist. amtlich 
verschlossen oder versiegelt zurückzulassen (Ge- 
genprobe). Sie sind mit dem Datum der Probeent- 
nahme und dem Datum des Tages zu versehen, nach 
dessen Ablauf der Verschluß oder die Versiegelung 
als aufgehoben gelten. Für die entnommene Probe 
ist eine angemessene Entschädigung zu leisten, für 
zurückgelassene Proben jedoch nur, soweit sie nicht 
mehr verwertet werden können und die Unter- 
suchung der entnommenen Probe keine Beanstan- 
dung ergeben hat. Geschäftliche Aufzeichnungen, 
Frachtbriefe und Bücher einschließlich tierärztlicher 
Verschreibungen und fischereibiologischer schrift- 
licher Anweisungen sowie Herstellungsbeschreibun- 
gen können eingesehen werden, soweit dies gebo- 
ten erscheint. 

(3) Die Eigentümer, Besitzer, Nutzungsberechtig- 
ten und deren Vertreter sowie die Betriebsinhaber 
und deren Vertreter sind verpflichtet, Auskünfte 
zu erteilen, die geschäftlichen Unterlagen vorzule- 
gcn und ihre Einsichtnahme und Prüfung sowie das 
Betreten von Grundstücken, Wirtschaftsgebäuden, 
Geschäftsräumen sowie Räume, in denen Wirkstoffe, 
Wirkstoff-Vormischungen oder Medizinalfuttermit- 
tel hergestellt oder aufbewahrt werden, zu dulden. 
Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
(Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit einge- 
schränkt. Die in Satz 1 genannten Personen haben 
ferner angeforderte Proben auszuhändigen, die Ent- 
nahme von Proben zu ermöglichen und für die Auf- 
nahme der Proben geeignete Gefäße oder Umhüllun- 
gen zur Verfügung zu stellen. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

§ 12 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 


Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Be- 
triebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden 
ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 13 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 den in § 2 Abs. 1 be- 
zeichneten Tieren Wirkstoffe mit hormonaler 
oder antihormonaler Wirkung oder Arsen oder 
Antimon oder deren Verbindungen einspritzt, 
einpflanzt oder sonst bei diesen Tieren anwen- 
det; 

2. entgegen § 8 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 Wirkstoff-Vor- 
mischungen abgibt; 

3. entgegen § 8 Abs. 3 Aufzeichnungen nicht, nicht 
richtig oder nicht vollständig macht oder diese 
nicht aufbewahrt; 

4. entgegen § 9 Abs. 1 ohne Erlaubnis Wirkstoff- 
V^ormischungen mit Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 
Nr. 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb zur Her- 
stellung von Medizinalfuttermitteln bezieht oder 
Medizinalfuttermittel herstellt; 

5. entgegen § 9 Abs. 3 oder 5 Medizinalfuttermittel 
abgibt: 

6. entgegen § 9 Abs. 6 Satz 1 Medizinalfuttermittel 
bezieht oder anwendet oder entgegen Absatz 6 
Satz 2 solche Futtermittel weitergibt; 

7. entgegen § 10 Wirkstoffe oder Wirkstoff-Vor- 
mischungen oder Medizinalfuttermittel in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt; 

8. entgegen § 1 1 eine Auskunft nicht, nicht recht- 
zeitig, nicht vollständig oder nicht richtig er- 
teilt oder die Einsichtnahme in geschäftliche Un- 
terlagen oder deren Überprüfung nicht duldet 
oder den Zutritt zu Grundstücken, Wirtschafts- 
gebäuden, Geschäftsräumen oder Räumen, in 
denen Wirkstoffe, Wirkstoff-Vormischungen oder 
Medizinalfuttermittel hergestellt oder aufbe- 
wahrt werden, verweigert oder die Entnahme 
von Proben oder die Besichtigung nicht duldet; 

9. einer nach § 3 Abs. 2, §§ 4, 5 Abs. 1 §§ 7 oder 9 
Abs. 2 erlassenen Rechtsverordnung zuwider- 
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbe- 
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu hunderttausend Deutsche Mark geahn- 
det werden. 

(3) Gegenstände, auf die sich eine Zuwiderhand- 
lung nach Absatz 1 Nr. 1 bis 7 und 9 bezieht, kön- 
nen eingezogen werden. 

§ 14 

(1) Das Gesetz über den Verkehr mit Lebensmit- 
teln und Bedarfsgegenständen (Lebensmittelgesetz) 
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in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Ja- 
nuar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Änderung des Lebens- 
mittelgesetzes vom 8. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1590), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 b Nr. 1 und 2 werden gestrichen. 

2. In § 4 e Nr. 1 werden die Worte „des § 4b Nr. 1, 

2 und 5" durch die Worte „des § 4 b Nr. 5" er- 
setzt. 

3. Nach § 4 e wird folgender § 4 f eingefügt: ! 

»§ 4 f I 

I 

(1) Es ist verboten, vom Tier stammende Le- 
bensmittel in den Verkehr zu bringen, 

1. wenn dem Tier Stoffe zugeführt worden sind, 
die nach den Vorschriften des Arzneimittel- 
rechtes des Futtermittelrechtes oder den Vor- 
schriften des Gesetzes über den Einsatz von 
Wirkstoffen in der tierischen Erzeugung oder 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechts Verordnungen nicht zugelassen oder | 
unter Verstoß gegen die genannten Vorschrif- 
ten verwendet worden sind oder 

2. bei deren Gewinnung die nach den in Num- 
mer 1 genannten Vorschriften vorgeschriebe- 
nen Wartezeiten nicht beachtet worden sind. 

(2) Der Bundesminister für Jugend, Familie ' 

und Gesundheit wird ermächtigt, im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit | 
dies zum Schutz der Gesundheit des Menschen ' 
erforderlich ist, für Stoffe mit pharmakologischer^ , 
Wirkung Höchstmengen festzusetzen, die in oder 
auf vom Tier stammenden Lebensmitteln beim In- : 
verkehrbringen als Reste noch vorhanden sein 
dürfen." | 

( 2 ) Das Gesetz über den Verkehr mit Arzneimit- 
teln vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arz- } 
neimittelgesetz) vom 15. September 1969 (Bundes- | 
gesetzbl. I S. 1625), wird wie folgt geändert: 

§ 28 Abs. 3 Satz 2, § 34 Abs. 1 Nr. 4 a und § 34 a j 
werden gestrichen. | 

(3) Unterabschnitt B des Dritten Abschnitts der 
Anordnung über Futtermittel, Mischfuttermittel und 
Mischungen (Futtermittelanordnung) in der Fassung 


der Bekanntmachung vom 24. Oktober 1951 (Bun- 
desanzeiger Nr. 213 vom 2. November 1951), zu- 
letzt geändert durch die Dritte Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes zur Änderung futter- 
mittelrechtlicher Vorschriften vom 19. Dezember 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2368), erhält folgende 
Fassung: 

„B. Zusatzstoffe und Begleitstoffe in Futtermittel 
§ 23 

Uber die Zulassung von organischen und an- 
organischen Stoffen oder Verbindungen als Fut- 
termittel-Zusatzstoffe, die 

a) für den normalen Ablauf der Lebensvorgänge 
im Tierkörper notwendig sind, 

b) als technische Hilfsstoffe nach Art und Dosie- 
rung dazu geeignet sind, die Haltbarkeit oder 
die Beschaffenheit von Futtermitteln günstig 
zu beeinflussen oder der Kennzeichnung von 
Futtermitteln zu dienen, 

ohne Wirkstoffe im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 
des Gesetzes über den Einsatz von Wirkstoffen 
in der tierischen Erzeugung vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .) zu sein, entscheidet der Bun- 
desminister nach Anhören der Gutachterkom- 
mission (§ 7 Abs. 3). 

§ 23 a 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates das Inverkehrbringen und die Verwendung 
von Futtermitteln, Mischfutterinitteln und Mi- 
schungen, die Schadstoffe oder Fremdbesatz ent- 
halten oder hiermit behaftet sind, zu verbieten 
oder zu beschränken, soweit derartige Stoffe ge- 
eignet sind, den Futterwert nachteilig zu beein- 
flussen oder die Gesundheit der Tiere zu schä- 
digen." 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt [sechs Monate] nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 12. Februar 1971 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Landwirtschaft ist heute in Erfüllung ihrer Pro- 
duktionsverpflichtungen auf den Einsatz von Hilfs- 
stoffen der verschiedensten Arten angewiesen, z. B. 
Düngemittel, Pflanzenwuchs- und Pflanzenschutzmit- 
tel, Wirkstoffe. Angesichts des von Jahr zu Jahr 
schärfer werdenden internationalen Wettbewerbs 
muß sie nämlich, will sie die ihr gestellten ernäh- 
rungspolitischen Aufgaben erfüllen, alle von Wis- 
senschaft und Technik erarbeiteten Rationalisie- 
rungsmöglichkeiten nutzen. Die angestrebte Ver- 
besserung der landwirtschaftlichen Arbeitsproduk- 
tivität und Einkünfte läßt sich im Bereich der tie- 
rischen Veredelungswirtschaft ohne zweckentspre- 
chende Ernährung der Tiere und gezielte Verabrei- 
chung bestimmter Wirkstoffe nicht erreichen. Erst 
die modernen Erkenntnisse über die Zusammen- 
setzung und Einflüsse von Futtermitteln auf das 
physiologische Stoffwechselgeschehen im Tierkörper 
haben die Zusammenstellung hochwertiger Misch- 
futter sowie den Zusatz leistungsorientierter Wirk- 
stoffe ermöglicht und die Voraussetzungen für eine 
rationelle tierische Produktion geschaffen. Eine un- 
kontrollierte, fehlgesteuerte Verwendung von Wirk- 
stoffen kann nun unter Umständen zu Produktions- 
schädigungen führen, die sich einmal in Form von 
Gesundheits- oder dauernden Leistungsstörungen 
bei den landwirtschaftlichen Nutztieren selbst oder 
aber auch in Form von Beeinträchtigungen des Ge- 
brauchswertes und der Beschaffenheit tierischer 
Erzeugnisse auswirken können. Dem wirksam zu 
begegnen und auf diese Weise die tierische Erzeu- 
gung zu fördern, ist Sinn und Zweck des vorliegen- 
den Gesetzentwurfs. 

Zur Zeit ist nämlich der Einsatz von Wirkstoffen in 
der tierischen Erzeugung noch nicht umfassend ge- 
regelt. Der § 4 b des Lebensmittelgesetzes enthält 
lediglich Vorschriften über die Verabfolgung von 
Antibiotika an Tiere vor der Schlachtung sowie über 
die Anwendung von Stoffen mit oestrogener oder 
thyreostatischer Wirkung. Weitergehende Rege- 
lungsmöglichkeiten enthält das Futtermittelrechl. 
Das Arzneimittelgesetz ermächtigt zum Erlaß von 
Vorschriften über die Abgabe von Wirkstoffen, so- 
weit diese als Arzneimittel in den Verkehr gebracht 
werden. Solche Regelungen in mehreren Rechtsbe- 
reichen und die daraus folgende Unübersichtlichkeit 
und Rechtsunsicherheit einerseits sowie die fort- 
schreitende Entwicklung des Wirkstoffeinsatzes in 
der modernen tierischen Erzeugung andererseits, 
verbunden mit der Notwendigkeit einer wirksamen 
Verhinderung mißbräuchlicher Anwendungen, ma- 
chen es daher erforderlich, den gesamten Wirk- 
stoffbereich rechtlich gesondert aufzugreifen und den 
Einsatz von Wirkstoffen in der tierischen Erzeugung 
in einem Spezialgesetz überprüfbar zu regeln. Dies 


ist auch aus rechtssystematischen Gründen zv.mck- 
mäßig. Das Lebensmittelgesetz erfaßt zum Beispiel 
das fertige Produkt, sofern dieses als Lebensmittel 
angeboten wird und kann nicht bereits den Pro- 
duktionsvorgang reglementieren. Es gilt u. a. auch, 
die Verantwortlichkeiten der im Bereich der tieri- 
schen Erzeugung tätigen Personen rechtlich eindeu- 
tig von der Verantwortung der Kreise abzugrenzen, 
die von anderen Rechtsbereichen betroffen sind, wie 
am Lebensmittelverkehr unmittelbar Beteiligte, die 
insoweit vom Lebensmittelrecht erfaßt werden. 

Das vorliegende Gesetz, das sich auf die Gesetz- 
gebungszuständigkeit des Bundes gemäß Artikel 74 
Nr. 17 des Grundgesetzes (Förderung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung) stützt, ist auf die dargestell- 
ten Erfordernisse ausgerichtet. Die Vorschriften des 
Entwurfs ermöglichen auf der einen Seite den ge- 
zielten Einsatz von Wirkstoffen, bieten anderer- 
seits aber gleichzeitig die Möglichkeit, diesen Ein- 
satz in der gebotenen Weise zu begrenzen, um so 
die Erzeugung qualitativ hochwertiger tierischer 
Produkte sicherzustellen. „Qualitätserzeugung“ be- 
inhaltet selbstverständlich auch die Unbedenklich- 
keit der Erzeugnisse im Hinblick auf ihre spätere 
Verwendung. 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt im übrigen auch 
zu erwartende EWG-Regelungen, z. B. den Entwurf 
einer Richtlinie über Zusatzstoffe in der Tierernäh- 
rung. Rechtssystematisch steht der Gesetzentwurf 
eindeutig abgegrenzt zwischen Futtermittel- und 
Arzneimittelrecht; er ist dem Lebensmittelrecht vor- 
gelagert. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Den Einzelvorschriften über Wirkstoffeinsätze wer- 
den vorrangig und grundsätzlich zu beachtende Er- 
wägungen als Zweckbestimlnung vorangestellt. Die 
Vorschrift bringt zum Ausdruck, daß sich der Ein- 
satz von Wirkstoffen in Tierernährung und Tier- 
haltung ausschließlich an den Erfordernissen und 
Möglichkeiten einer Förderung der tierischen Erzeu- 
gung zu orientieren hat. Diese Förderung ist Ratio 
des Gesetzes. Sie kann, wie beispielhaft angeführt, 
in Erhaltung der Gesundheit oder Steigerung der 
Leistungsfähigkeit von Tieren bestehen; die an- 
gestrebte Förderung hat weiter zum Inhalt, die tie- 
rische Erzeugung so zu lenken, daß die mit Hilfe 
moderner Fütterungsmethoden und Wirkstoffen 
erwirtschafteten Erzeugnisse im Hinblick auf ihre 
spätere Verwendung allen an sie zu stellenden An- 
forderungen gerecht werden. 
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Zu § 2 

Absatz 1 bestimmt die Tierarten, bei denen die Vor- 
schriften dieses Gesetzes Anwendung finden. Einige 
Nutztierarten sind beispielhaft aufgezählt. Wirk- 
stoffeinsätze bei anderen, hier nicht besonders an- 
geführten Tierarten werden den Vorschriften eben- 
falls unterworfen; sofern die Tiere wirtschaftlich 
genutzt werden; in solchen Fällen könnten zum Bei- 
spiel auch Krebse oder Austern zu den betroffenen 
Tierarten zu rechnen sein. Da auch Wild in ge- 
wissem Umfange in den Bereich der tierischen Er- 
zeugung einbezogen ist, finden insoweit auch hier 
die Vorschriften des Gesetzes Anwendung. In Fisch- 
zuchten werden mehr und mehr Wirkstoffe einge- 
setzt. Daher sind auch Fische besonders angeführt; 
hier werden Teichdüngungen und andere Wirk- 
stoffverabfolgungen zu beachten sein. 

Absatz 2 enthält Begriffsbestimmungen. 

Unter Nummer 1 wird der Bereich der Wirkstoffe 
ihrer Wirkung und ihrer Bestimmung entsprechend 
in zwei Gruppen a und b unterteilt. Der Gruppe a 
sind Stoffe oder Verbindungen zugeordnet, die in 
bestimmten Dosierungen eine optimale Ausschöp- 
fung des tierischen Leistungspotentials zu bewirken 
vermögen. Hierher gehören Wirkstoffe, die physio- 
logische Vorgänge im Tierkörper anregen oder för- 
dern, wie zum Beispiel Fermente, Mineralien, soweit 
diese nicht der lebensnotwendigen Nährstoffversor- 
gung dienen, sondern eine weitergehende Wirkung 
induzieren. Ferner zählen hierzu Antibiotika, die in 
nutritiven Dosierungen biologisch eine „Sparwir- 
kung" auf essentielle Nahrungsfaktoren ausüben, 
sowie andere Stoffe, die mit einer direkten Stoff- 
wechselwirksamkeit spezifische Leistungen der Tiere 
zu beeinflussen vermögen. Bei zeitlich begrenzten 
Belastungszuständen, wie Geburt, Transport, Um- 
stellung etc. werden erhöhte Anforderungen an die 
Tiere gestellt. Diese Belastungen führen zu einem 
veränderten Verbrauch an essentiellen Nahrungs- 
faktoren und machen daher zur Vermeidung spezi- 
fischer Mangelzustände sogenannte Sicherungszu- 
sätze, die über den wissenschaftlich anerkannten 
Normen des physiologischen Bedarfs liegen, erfor- 
derlich (z. B. Vitamine, Mineralstoffe in höheren 
Dosierungen). 

Wirkstoffe im Sinne des Gesetzes sind nicht Stoffe 
oder Verbindungen, die als essentielle Nahrungs- 
faktoren für den normalen Ablauf der Lebensvor- 
gänge im Tierkörper erforderlich sind und weiter- 
hin futtermittelrechtlichen Regelungen unterliegen. 
Unter essentiellen Nahrungsfaktoren sind Nähr- 
stoffe zu verstehen, die der Tierkörper nicht oder 
nicht ausreichend zu synthetisieren vermag und die 
deshalb als lebensnotwendig mit der Nahrung zu- 
führt werden müssen. Ebenfalls nicht in den Be- 
reich der Wirkstoffe nach Gruppe a gehören Stoffe 
oder Verbindungen, die lediglich in der Futtermit- 
teltechnik angewendet werden und dort unentbehr- 
lich sind, indem sie helfen, Futtermittel in geeignete 
Aufnahme- oder Angebotsformen zu bringen oder 
ihnen eine bessere Haltbarkeit, Stabilität oder Qua- 
lität zu verleihen, ohne gleichzeitig auch eine Wir- 


kung am oder im Tier im Sinne der Nummer 1 aus- 
zuüben. Hierunter fallen zum Beispiel Preßhilfs- 
mittel, Fließmittel, Emulgatoren, Antioxydantien 
und Geschmacksstoffe. Diese Stoffe unterliegen wei- 
terhin futtermittelrechtlichen Vorschriften. Der Fut- 
termittel rechtlichen Regelung bleiben auch der Kenn- 
zeichnung oder Denaturierung von Futtermitteln die- 
nende Stoffe Vorbehalten, wie Farbstoffe, Eisenoxyd, 
Octosan, Knoblauchpulver, sofern auch diese keine 
Wirkungen am oder im Tier ausüben, sondern le- 
diglich futtermitteltechnologische Bedeutung besit- 
zen. 

Die Gruppe b erfaßt Stoffe oder Verbindungen, die 
günstig auf die Widerstandsfähigkeit von Tieren ge- 
gen bestimmte Gesundheitsgefährdungen einwirken 
(aa). Unter Gesundheitsgefährdungen sind hier mög- 
liche Schädigungen zu verstehen, die stets eintre- 
ten und nicht nur einzelne Tierbestände, sondern in 
weiterem Umfange Tierhaltungen bedrohen können, 
wie zum Beispiel die Coccidiose bei Geflügel und 
Kaninchen sowie die Histomoniasis bei Puten. Eine 
Gesundheitsgefährdung im Sinne dieser Wirkstoff- 
untergruppe liegt nicht vor, wenn die schädigende 
Ursache bereits zu sichtbaren Krankheitserscheinun- 
gen geführt hat. Der Wirkstoff-Untergruppe bb sind 
Substanzen zuzuordnen, die bei Herdenerkrankun- 
gen erfolgversprechend zur Wiederherstellung der 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit des Tierbestan- 
des eingesetzt werden können. Den Wirkstoff-Unter- 
j gruppen aa und bb ist gemeinsam, daß eine Verab- 
folgung solcher Stoffe über Futtermittel wirtschaft- 
liche Schäden in Tierhaltungen, verursacht durch Ge- 
sundheitsstörungen, abzuwenden oder zu mindern 
vermag und somit weitgehend eine nicht durch Ge- 
sundheitsschäden gestörte tierische Erzeugung ge- 
währleistet. 

Nummer 2 definiert den Begriff der Wirkstoff-Vor- 
mischungen als Mischprodukte, die zur Einmischung 
in Futtermittel bestimmt sind. Dieses Bestimmtsein 
schließt ein, daß die Komponenten der Wirkstoff- 
Vormischungen geeignet sind, mit den Bestandteilen 
von Futtermitteln, in die sie eingebracht werden sol- 
len, eine den Grundsätzen des § 1 entsprechende ein- 
wandfreie und verträgliche Mischung einzugehen. 
Als Trägerstoff für Wirkstoff-Vormischungen ist 
Wasser ausdrücklich ausgenommen, da eine Ver- 
mischung von Wirkstoffen nur mit Futtermitteln im 
Sinne des Futtermittelrechts als Trägerstoffe erfol- 
gen soll. 

Nummer 3 bestimmt den Begriff des Medizinalfut- 
termittels als Mischprodukt aus Wirkstoff-Vormi- 
schungen mit Wirkstoffen nach Nummer 1 Buch- 
stabe b Untergruppe bb, deren Art und Dosierung 
von Tierärzten, bei Fischen auch von Fischereibio- 
logen, nach deren Anweisung im Rahmen von kol- 
lektiven Behandlungen über Futtermittel eingesetzt 
werden. 

Absatz 3 stellt klar, daß die in Futtermittel ein- 
gemischten Wirkstoffkomponenten gesondert, näm- 
lich nach den Vorschriften dieses Gesetzes, und nicht 
als Futtermittelbestandteile im Sinne des Futter- 
mittelrechtes zu bewerten sind. Futtermittelrecht- 
lichen Vorschriften unterliegen jedoch die reinen 
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Futtermittelkomponenten eines Wirkstoffgemisches 
oder eines Futtermittels, dem Wirkstoffe zugemischt 
worden sind. 


Zu § 3 

Die Vorschrift enthält ein generelles Verbot für die 
Anwendung von Wirkstoffen mit hormonaler oder 
antihormonaler Wirkung sowie von Arsen, Antimon 
und deren Verbindungen bei den in Betracht kom- 
menden Tieren. Grundsätzlich ist bei diesen Stoffen 
nämlich davon auszugehen, daß sie die tierische Er- 
zeugung nicht im Sinne des § 1 des Gesetzes fordern; 
sie können vielmehr in besonderer Weise tierischen 
Erzeugnissen anhaften und infolgedessen deren Be- 
schaffenheit oder Gebrauchswert nachteilig beein- 
flussen. Tierärzten muß selbstverständlich der the- 
rapeutische Einsatz dieser Stoffe im Rahmen ihrer 
beruflichen Verantwortung möglich sein; hier dürf- 
ten medizinische Maßnahmen in Einzelfällen in Frage 
kommen. Soweit der Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnis und der Technik es im Sinne der Zweck- 
bestimmung des Gesetzes erforderlich und vertret- 
bar macht, daß die dem Verbot unterliegenden 
Stoffe in der tierischen Erzeugung eingesetzt werden 
oder zu Forschungs- und Versuchszwecken Anwen- 
dung finden, sind Ausnahmeregelungen durch 
Rechtsverordnung oder durch Einzelgenehmigun- 
gen vorgesehen. 

Zu § 4 

Zur Regelung des Einsatzes von Wirkstoffen nach 
§ 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a enthält diese Vorschrift 
die erforderliche Ermächtigung. Der Einsatz von 
Wirkstoffen dieser Gruppe kann verboten oder be- 
schränkt oder von einer Genehmigung abhängig 
gemacht werden. Soweit keine Regelungen nach die- 
ser Ermächtigung erfolgen, unterliegen Wirkstoffe 
dieser Gruppe nicht den Vorschriften dieses Geset- 
zes. Verbote werden gegenüber nicht problemfreien 
Stoffen oder Verbindungen auszusprechen sein; in 
der Regel werden jedoch Beschränkungen — z. B. 
Begrenzung von Dosierungen — oder Genehmi- 
gungsvorbehalte ausreichen. Grundsätzlich ist bei 
den hier in Rede stehenden Stoffen und Verbindun- 
gen eine Verabfolgung über Futtermittel vorge- 
sehen; sollte es jedoch erforderlich werden, für be- 
stimmte Stoffe andere Anwendungsformen zu wäh- 
len, so kann dem durch Rechtsverordnung nach 
Satz 2 Rechnung getragen werden. 

Zu § 5 

Durch diese Ermächtigung zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen kann der Einsatz von Wirkstoffen 
nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b Untergruppe aa 
geregelt werden, wobei zu berücksichtigen ist, daß 
ein Einsatz der hier in Frage kommenden Stoffe nur 
bestimmten, begründeten Anwendungsbereichen, 
zum Beispiel zur Abwendung von wirtschaftlichen 
Schäden bei verbreitet bestehenden Gesundheits- 
gefährdungen in Tierbeständen Vorbehalten blei- 


ben soll. Sollen hierbei Wirkstoffe eingesetzt wer- 
den, die arzneimittelrechtlichen Regelungen unter- 
liegen, müssen diese Stoffe, soweit ihr Einsatz hier 
geregelt wird, von den arzneimittelrechtlichen Vor- 
schriften ausgenommen sein. 

Zu § 6 

Die Vorschriften der Rechtsverordnungen, die ge- 
mäß § 4 oder § 5 Abs. 1 erlassen werden können, 
sollen sich auf bestimmte, beispielhaft angeführte 
Regelungsbereiche erstrecken, um die notwendige 
Reglementierung des Wirkstoffeinsatzes möglichst 
lückenlos zu gestalten. Die umfassende Ermächti- 
gung ist zur Ausschaltung mißbräuchlicher oder un- 
sachgemäßer Anwendungen von Wirkstoffen in der 
tierischen Erzeugung erforderlich. Im Hinblick auf 
die Ratio des Gesetzes muß erreicht werden, daß nur 
einwandfreie, geprüfte, im Sinne der Zweckbestim- 
mung des Gesetzes wirksame Stoffe oder Verbin- 
dungen zur Anwendung gelangen. Zum Beispiel 
kann die Art der Prüfung von Wirkstoff-Zulas- 
sungsanträgen durch ein Prüfungsverfahren unter 
Einschaltung wissenschaftlicher Sachverständiger 
vorgeschrieberi werden. Im Rahmen eines solchen 
Verfahrens werden Wirkungs-, Verträglichkeits- 
und Unbedenklichkeitsnachweise für die Substanzen 
selbst, aber auch im Hinblick auf die Einmischkom- 
ponenten zu fordern sein. Ferner soll das Inver- 
kehrbringen von Wirkstoffen und deren Vermi- 
schungen vom Hersteller bis zum Anwender — zum 
Beispiel auch die Versandart — übersichtlich ge- 
staltet werden. Die Rechtsverordnungen können auch 
Kennzeichnungsvorschriften und Anwendungsbe- 
stimmungen enthalten, damit deutlich ist, zu wel- 
chem Zweck und auf welche Weise das Wirkstoff- 
Futtermittel-Gemisch an Tiere verabfolgt werden 
soll. 

Schließlich kann die Verabfolgung von Wirkstoffen 
mit Rücksicht auf eine eventuelle spätere Verwen- 
dung tierischer Erzeugnisse zeitlich begrenzt wer- 
den. Genehmigungen auf Grund von Rechtsver- 
ordnungen nach § 4 und 5 Abs. 1 müssen vom Bun- 
desminister erteilt werden. Diese Regelung ist ge- 
boten, da der zunehmende Einsatz von Wirkstoffen 
■ — auch angesichts zu erwartender EWG-Regelun- 
gen — eine zentrale Beobachtung und Erfassung so- 
wie einen einheitlichen Beurteilungs- und Entschei- 
dungsmaßstab erforderlich macht. 

Zu § 7 

Sollte ein Wirkstoff oder ein Wirkstoff-Gemisch un- 
erwartet bisher unbekannte, schädigende Eigen- 
schaften aufweisen oder sollten neu entwickelte 
Stoffe oder Verbindungen in den Verkehr gelangen, 
die zu begründeten Bedenken hinsichtlich der nach 
§ 1 angestrebten Förderung der tierischen Erzeu- 
gung Anlaß geben und ein sofortiges Eingreifen er- 
fordern, so ist durch diese Vorschrift die Möglich- 
keit eingeräumt, einen solchen Stoff oder solche Ver- 
bindungen unverzüglich durch Rechtsverordnung, 
die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
zu erfassen und zu maßregeln. Wird eine kürzere 
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Geltungsdauer hierbei nicht vorgeschrieben, so tritt 
diese Rechtsverordnung sechs Monate nach dem 
Erlaß außer Kraft; Verlängerungen der Geltungs- 
dauer sind nur mit Zustimmung des Bundesrates 
möglich. 


Zu §8 

Für Hersteller der in Absatz 1 bezeichneten Wirk- 
stoff-Vormischungen gelten, soweit es die Herstel- 
lung selbst betrifft, die genannten arzneimittel- 
rechtlichen Vorschriften, die bestimmte Anforde- 
rungen insbesondere an die Zulassung der Betriebe 
sowie an die Qualifikation der Betriebsleiter stel- 
len. Die Notwendigkeit dieser Regelung ergibt sich 
aus den besonderen Eigenschaften der hier in Frage 
kommenden Substanzen, deren Herstellung und Be- 
handlung spezielle Sachkunde und technische Vor- 
aussetzungen erfordern. Es ist vertretbar, Hersteller 
von Wirkstoff-Vormischungen mit Wirkstoffen des 
Buchstaben b Untergruppe aa von § 14 des Arznei- 
mittelgesetzes freizustellen, da für die Handhabung 
dieser Stoffe die Erfüllung der hier gestellten An- 
forderungen entfallen. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen für den Abgabeweg 
von Wirkstoff-Vormischungen. Hierbei wird unter- 
schieden zwischen Wirkstoff-Vormischungen mit 
Wirkstoffen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a und 
Buchstabe b Untergruppe aa einerseits und ande- 
rerseits Wirkstoff-Vormischungen mit Wirkstoffen 
nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b Untergruppe bb. 
Die zuerst genannten Wirkstoff-Vormischungen 
müssen deshalb an gewerbsmäßige Mischfuttermit- 
tel-Betriebe abgegeben werden, da diese konzen- 
trierten Mischungen nicht unverarbeitet in die Hand 
des Endverbrauchers gelangen dürfen. Eine Weiter- 
verarbeitung ist nur in den genannten Betrieben 
gewährleistet. Die zuletzt aufgeführten Wirkstoff- 
Vormischungen dürfen an die genannten Betriebe 
nur dann abgegeben werden, wenn diese zudem 
den Status eines Medizinalfuttermittel-Herstellers 
nach § 9 des Gesetzes besitzen. Es ist im Interesse 
einer sicheren Kontrolle über Abgabe, Bezug und 
Verbleib der in Absatz 3 genannten Wirkstoff-Ver- 
mischungen notwendig, entsprechende Aufzeich- 
nungen zu verlangen. 

Zu § 9 

Diese Vorschrift regelt den besonderen Bereich der 
Medizinalfuttermittelherstellung. Zur Gewährlei- 
stung der erforderlichen sorgfältigen Handhabung 
der hier in Frage kommenden Wirkstoff-Vormi- 
schungen und deren Weiterverarbeitung werden an 
die Zuverlässigkeit eines Herstellers hohe Anforde- 
rungen gestellt, die eine Überwachung durch die 
zuständigen Behörde erfordern. Ferner sollen durch 
Rechtsverordnungen weitere Sicherungen, z. B. in 
bezug auf Räume und technische Einrichtungen, er- 
lassen werden. Weitere Vorschriften betreffen die 
Abgabe von Medizinalfuttermitteln vom Hersteller 
an Tierhalter und die Verabfolgung dieser besonde- 
ren Futtermittel nur an die vom Tierarzt, bei Fi- 


schen auch von dem Fischereibiologen, behandelten 
Tiere. Hierdurch soll eine mißbräuchliche Anwen- 
dung von Medizinalfuttermitteln unterbunden wer- 
den. Der Tatbestand der „Anwendung an den von 
diesen behandelten Tieren" ist nur dann gerecht- 
fertigt, wenn der Tierarzt, bei Fischen auch der 
Fischereibiologe, den von ihm betreuten Bestand 
aufgesucht hat oder, vom Tierbesitzer hinzugezo- 
gen, in einem Tierbestand anwesend war, dort Un- 
tersuchungen vorgenommen und Krankheitszustände 
diagnostiziert hat. Die Behandlung schließt die An- 
weisung an den Tierbesitzer über die Dauer der 
Verabfolgung von Medizinalfuttermitteln und die 
Applikationsart ein. Der Umfang der Verantwort- 
lichkeit, die der Tierarzt, bei Fischen auch der Fi- 
schereibiologe, bei Ausstellung eines Rezeptes oder 
einer schriftlichen Anweisung für derartige Medizi- 
nalfuttermittel übernimmt, ist besonders festgelegt. 
Ferner befaßt sich ein eigener Abschnitt mit der 
wiederholten Abgabe von Medizinalfuttermitteln. 
Hierdurch soll eine außerhalb tierärztlicher, bei 
Fischen auch fischereibiologischer Anweisung lie- 
gende Abgabe unterbunden werden. Ferner wird 
vorgeschrieben, wie der bezugsberechtigte Tierhal- 
ter mit Medizinalfuttermitteln zu verfahren hat. 
Um unerwünschte Vermischungen von Resten mit 
nachfolgend eingebrachten Substanzen zu vermei- 
den, ist die Reinigung aller Geräte, die mit Medi- 
zinalfuttermitteln in 'Berührung gekommen sein 
können, erforderlich. Die arzneimittelrechtlichen 
Vorschriften für die Herstellung und Abgabe sind 
hier nicht anzuwenden, da § 9 des Gesetzes diesen 
Bereich besonders regelt. 

Zu § 10 

Die Einfuhr von Futtermitteln gewinnt zunehmend 
an Bedeutung. Da bei der Mehrzahl der Importe 
eine Grenzuntersuchung nicht erfolgt, besteht die 
Gefahr, daß Wirkstoffe, Wirkstoff-Vormischungen 
oder Medizinalfuttermittel in das Bundesgebiet ge- 
langen, die nicht den Vorschriften dieses Gesetzes 
entsprechen. Aus diesem Grunde ist es notwendig, 
die Einfuhr solcher Stoffe zu verbieten. 


Zu § 11 

Diese Vorschrift begründet eine allgemeine Aus- 
kunftspflicht, ohne die die Maßnahmen dieses Ge- 
setzes nicht durchgeführt und wirksam überwacht 
werden können. Hierbei kann es erforderlich wer- 
den, daß die mit der Einholung von Auskünften be- 
auftragten Personen Räume, in denen nach § 4 oder 
§ 5 Abs. 1 geregelte Wirkstoffe sowie Wirkstoff- 
Vormischungen oder auch Medizinalfuttermittel auf- 
bewahrt oder hergestellt werden, betreten müssen, 
um dort die erforderlichen Kontrollen durchzuführen 
und auch Proben zu entnehmen. Bei besonderer Ge- 
fahr kann zur sofortigen Beseitigung dieser Gefahr 
auch Polizei eingreifen. 

Absatz 4 schützt den zur Erteilung von Auskünften 
Verpflichteten gegen die Einholung von Auskünften, 
durch die er sich oder einen nahen Angehörigen der 
Gefahr strafrechtlicher Verfolgung aussetzen würde. 
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Zu § 12 

Die Angehörigen oder Beauftragten der Über- 
wachungsbehörden können bei ihrer Tätigkeit, ins- 
besondere in Ausübung ihrer Befugnisse nach § 11 
Kenntnis von fremden Geheimnissen erhalten. Hier- 
bei wird es sich in der Regel um Geschäfts- oder Be- 
triebsgeheimnisse handeln; in Betracht kommen 
können auch Geheimnisse aus dem persönlichen Le- 
bensbereich. Es muß daher sichergestellt werden, 
daß solche Geheimnisse nicht an Unbefugte weiter- 
gegeben werden. § 12 stellt daher die unbefugte 
Offenbarung und Verwertung fremder Geheimnisse 
unter Strafe. Da die Vorschrift private Interessen 
schützt, ist in Absatz 3 vorgesehen, daß die Tat nur 
auf Antrag verfolgt wird. 


Zu § 13 

Die Vorschrift enthält Tatbestände, die im Hinblick 
auf ihren Ungerechtsgehalt einheitlich als Ordnungs- 
widrigkeiten eingestuft werden müssen und als sol- 
che unter Bußgeldandrohung gestellt sind. Es ist so- 
wohl die vorsätzliche als auch die fahrlässige Be- 
gehung erfaßt. Die Höhe der Bußgelddrohung soll 
deutlich machen, welche Bedeutung den Verstößen 
gegen das Gesetz beizumessen ist. In den in Absatz 3 
bezeichneten Fällen besteht ein praktisches Bedürf- 
nis, Gegenstände, auf die sich eine Zuwiderhandlung 
bezieht, im Bußgeldverfahren einziehen zu können. 


Zu § 14 

Diese Vorschrift trifft die als Folge der Regelung 
dieses Gesetzes notwendige Abgrenzung gegenüber 
dem zur Zeit geltenden Lebensmittel-, Arzneimittel- 
und Futtermittelrecht. 

Der Einsatz von Wirkstoffen in der tierischen Er- 
zeugung wird nunmehr durch dieses Gesetz geregelt. 
§ 4 b Nr. 1 und 2 des Lebensmittelgesetzes werden 
daher als gegenstandslos gestrichen; die Änderung 
des § 4 e Nr. 1 des Lebensmittelgesetzes ergibt sich 


aus dieser Streichung. Neu eingefügt wird § 4 f; Die 
in Absatz 1 ausgesprochenen Verbote sind notwen- 
dig, um Gefahren für den Verbraucher abzuwenden, 
die dadurch entstehen können, daß in oder auf 
Lebensmitteln tierischer Herkunft noch Rückstände 
von lebensmittelrechtlich unerwünschten Stoffen 
; vorhanden sind, die den Tieren verbotswidrig ver- 
abfolgt worden sind. Die Ermächtigung in Absatz 2 
entspricht den insoweit vergleichbaren Regelungen 
im Lebcnsmittelrecht bezüglich Pflanzenschutzmittel 
(Höchstmengenverordnung) . 

Absatz 2 enthält die sich aus den Vorschriften die- 
ses Gesetzes ergebende Anpassung der arzneimittel- 
I rechtlichen Vorschriften. Von der vor nunmehr sechs 
I Jahren eingefügten Ermächtigung des § 34 a Arznei- 
! mittelgesetz ist bisher nicht Gebrauch gemacht wor- 
den. Es hat sich gezeigt, daß die dort vorgeschrie- 
bene Bindung von bestimmten Arzneimitteln an be- 
stimmte Futtermittel nicht den praktischen Erforder- 
nissen entspricht. Vielmehr muß es möglich sein, bei 
der Herstellung von Medizinalfuttermitteln auch ge- 
wohnte Tierbestandsfuttermittel zu verwenden; da- 
durch können Futterumstellungen, die unter Um- 
ständen nicht problemlos sind, vermieden werden. 
Diesen Anforderungen der Praxis trägt das Gesetz 
Rechnung. 

Absatz 3 beinhaltet Änderungen des Futtermittel- 
rechts, die sich daraus ergeben, daß der Wirkstoff- 
I bereich künftig in diesem Gesetz geregelt wird. § 23 
der Futtermittelanordnung erhält daher eine ange- 
glichene Fassung. Der neu eingeführte § 23 a der 
Futtermittelanordnung enthält die Ermächtigung für 
I Rechtsverordnungen, in denen Schadstoff- und 
j Fremdbesatz bei Futtermitteln erfaßt werden sollen. 

: Hierdurch wird einem wichtigen praktischen Erfor- 
dernis Rechnung getragen; es soll vermieden wer- 
den, daß z. B. Mykotoxine — und hier insbesondere 
Aflatoxine — , Pilze, Futtermilben sowie sonstige 
Verunreinigungen oder Schadstoffe Futtermittel an- 
haften. Es ist auch möglich, höchstzulässige Mengen 
j an Schadstoffen festzusetzen. Diese Regelungen wer- 
I den sich günstig auf die Qualität einheimischer und 
! eingeführter Futtermittel auswirken. 


11 



